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Schriftliche Stellungnahme zur öffentlichen Anhörung im 
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zum Antrag "Private Altersvorsorge stärken!" der 

Fraktion der FDP, Drucksache 20/2859  

Der demografische Wandel setzt das Umlageverfahren des gesetzlichen Rentensystems in Deutschland unter 

großen Druck. Aufgrund des bislang nicht ausreichenden Abdeckungs- und Absicherungsgrades durch private und 

betriebliche Kapitaldeckung müssen die Rahmenbedingungen für privaten kapitalgedeckten Vermögensaufbau 

deutlich gestärkt werden. Die Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft begrüßt daher die von der FDP-Fraktion per 

Antrag eingebrachten Vorschläge ausdrücklich. Das Ausschließen einer stärkeren Belastung von Kapitalerträgen, 

die Wiedereinführung der Spekulationsfrist für private Veräußerungsgewinne aus Wertpapieren, die Abschaffung 

der Verlustverrechnungsbeschränkung innerhalb der Abgeltungssteuer und die Erhöhung sowie an der Inflation 

orientierte Dynamisierung der Steuerfreibeträge für Kapitalerträge können einen entscheidenden Schritt zu mehr 

Vermögensaufbau und besserer Altersvorsorge in Deutschland darstellen. Um privaten Vermögensaufbau zu 

ermöglichen, sind gleichzeitig ergänzende Reformschritte in den sozialen Umlagesystemen notwendig. Diese 

sollten zum Ziel haben, die Gesamtbelastung der Einkommen in Deutschland wieder bei 40 Prozent zu deckeln und 

den Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern ein höheres Nettoeinkommen zu ermöglichen. 

Unsere Position mo chten wir mit folgenden Argumenten begru nden: 

1) Abdeckungsgrad der zweiten und dritten Altersvorsorgesa ule nicht ausreichend 

Nach wie vor spielen die zweite und dritte Sa ule keine tragende Rolle fu r das Einkommen von Rentnern. Laut Statista tra gt 

die betriebliche Altersvorsorge nur 7% und die private Altersvorsorge nur 6% zum Bruttoeinkommen der u ber 65-Ja hrigen 

bei (vgl. Statista Research Department (2025)). Nur rund ein Drittel der Ma nner und nur circa jede zehnte Frau ab einem 

Alter von 65 Jahren in Deutschland mit einer Erwerbsbiografie in der Privatwirtschaft bezieht Zahlungen aus der 

betrieblichen Altersvorsorge, also der zweiten Sa ule (vgl. Heien et al. (2021), S. 31). Bei der dritten Sa ule ist der Anteil der 

u ber 65-Ja hrigen mit 6% bei den Ma nnern und 4% bei den Frauen noch geringer (vgl. Heien et al. (2021), S. 37). Um hier 

eine Trendumkehr zu erreichen, braucht es grundsa tzlich attraktivere Rahmenbedingungen. Bisherige Initiativen des 

Staates, am prominentesten in Form der Riester-Rente, haben bislang nicht ausreichende Erfolge vorzuweisen. Seit 2016 

stieg die Zahl der abgeschlossenen „Riester-Renten“-Vertra ge kaum, beziehungsweise war in den letzten Jahren sogar 

ru ckla ufig. Gru nde hierfu r sind vor allem geringe Renditen und hohe Kosten (vgl. Werding et al. (2023), S. 1). Statt der 
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staatlichen Fo rderung eines spezifischen Instruments, sollten die grundsa tzlichen Rahmenbedingungen fu r die Bu rger 

verbessert werden, u ber langfristige Investments fu r das Alter vorzusorgen, wie es der Antrag der FDP-Fraktion vorsieht. 

 

2) Private Vermögenssituation der Deutschen europaweit unterdurchschnittlich 

 

Beim Brutto-Geldvermo gen pro Kopf belegt Deutschland im Vergleich zu anderen europa ischen La ndern nur den zehnten 

Platz mit 95.030€. Betrachtet man das Netto-Vermo gen pro Kopf liegt Deutschland auf Platz 11 mit 69.060€ (vgl. VPV 

(2024)). Auch beim Netto-Haushaltsvermo gen in Europa liegt Deutschland nur im Mittelfeld: Im Median betra gt das 

Haushaltsvermo gen in Europa 124.000€, in Deutschland nur 107.000€. Damit liegt Deutschland in diesem Vergleich der 22 

europa ischen La nder ebenfalls lediglich auf Platz 11 (vgl. Grabka et al. (2024)). Auffa llig ist dabei, dass die Sparquote in 

Deutschland u ber dem Euro-Durchschnitt und dem Mittel der 27 EU-Mitgliedsla nder liegt (vgl. Urmersbach (2025)). 

Staaten mit einem geringeren durchschnittlichen Brutto-Lohn der Bevo lkerung (vgl. Urmersbach (2024b)) und einem 

signifikant geringeren Bruttoinlandsprodukt (vgl. Urmersbach (2024a)) wie Ö sterreich, Irland, Italien und Spanien weisen 

ein ho heres Haushaltsvermo gen als Deutschland auf (vgl. Grabka et al. (2024)). Damit die hohe Sparleistung der Deutschen 

sich sta rker in Form von Vermo gensaufbau auszahlt, ist es insbesondere wichtig, die Vorteile des Kapitalmarktes besser 

auszuscho pfen, worauf der Antrag der FDP einzahlt. 

 

3) Aktiensparen in Deutschland auf dem Vormarsch, aber immer noch ausbaufähig 

 

Das private Vermo gen der Haushalte in Deutschland war 2023 vor allem bei Banken und Versicherungen angelegt. Nur rund 

13,5% des gesamten Geldvermo gens in Ho he von 7,94 Billionen Euro war in Fonds investiert, der Anteil an Aktienvermo gen 

fa llt mit rund 6,8% noch geringer aus (vgl. Statista Research Department (2024c)). Zwischen 2015 und 2024 stieg zwar der 

Anteil der Aktien von 13% auf 23% und bei Investmentfonds von 19% auf 27%. Trotzdem verwendet der Großteil der 

Deutschen konservative Geldanlagen wie Girokonten oder Sparbu cher mit vergleichsweise geringer Verzinsung (vgl. 

Statista Research Department (2024e)). Gleichzeitig nehmen Geldanlagen am Kapitalmarkt stark zu, insbesondere in Form 

von ETFs. Hier hat sich die Anzahl der Sparpla ne von 200.000 im Jahr 2014 auf 9,5 Millionen im Jahr 2024 stark erho ht. 

Allein in den vergangenen vier Jahren hat sich die Anzahl der ETF-Sparpla ne beinahe verdoppelt (vgl. Statista Research 

Department (2024b)). In den letzten Jahren hat auch das Interesse der Bevo lkerung an Aktien und Investmentfonds 

zugenommen (vgl. Statista Research Department (2024d)). Vor allem bei ju ngeren Menschen, die zwischen 1980 und 2010 

geboren wurden, spielt das Aktiensparen fu r die Altersvorsorge eine hervorgehobene Rolle (vgl. Statista Research 

Department (2024f)). Die von der FDP angeregten A nderungen ko nnten diesen positiven Trend versta rken - durch den 

Zinses-Zins-Effekt insbesondere mit positiven Auswirkungen auf den Vermo gensaufbau fu r das Alter.  

 

4) Geringere Steuern und Abgaben (z.B. durch Wiedereinführung der Spekulationsfrist) würde gezielt 

langfristigen Vermögensaufbau fördern 

 

Aktien und bo rsengehandelte Fonds eignen sich fu r den langfristigen Aufbau eines Vermo gens, beispielsweise fu r die 

Altersvorsorge, da Risiken auf Grund von Marktschwankungen durch das lange Halten der Positionen gesenkt werden. 

Zusa tzlich sind die Kosten gering und erbringen u berdurchschnittlich hohe Renditen im Vergleich zu anderen Anlageformen 

mit durchschnittlich circa 7% pro Jahr (vgl. Werding et al. (2023), S. 22ff). Durch den Zinses-Zins-Effekt wird besonders die 

langfristige Anlage belohnt. Die derzeitige Abgeltungssteuer in Ho he von 25% der Gewinne zuzu glich Solidarita tszuschlag 

mindert bei Vera ußerung der Wertpapiere im Alter die Ertra ge um 26,375% und schadet somit dem langfristigen 

Vermo gensaufbau. Die Wiedereinfu hrung der Spekulationsfrist bei Wertpapiergescha ften wu rde dies beheben und die 

eigenverantwortliche Altersvorsorge sta rken. Reine Aktienspekulationen wu rden hingegen weiterhin besteuert. Aus dem 

gleichen Grund wa re eine Dynamisierung der Steuerfreibetra ge, orientiert an der Inflation, zu befu rworten. Neue Abgaben 

oder ho here Steuern auf Kapitalertra ge sind hingegen vor diesem Hintergrund abzulehnen.  

 

5) Ausweitung der derzeit geltenden Verlustverrechnung würde Aktien-Sparen attraktiver machen und 

breiten Vermögensaufbau fördern  
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Derzeit ko nnen Verluste aus dem Wertpapierhandel lediglich gegen die Gewinne aus ebensolchen Gescha ften bis zu einer 

Öbergrenze von 20.000€ verrechnet werden (vgl. Leine (2024)), wa hrend die Gewinne aus Kapitalertra gen zusa tzlich mit 

Verlusten aus anderen Einkommensarten wie der Vermietung oder einer selbststa ndigen Ta tigkeit verrechnet werden 

ko nnen. Verluste aus anderen Anlageklassen wie beispielsweise Immobilien oder Kryptowa hrungen ko nnen hingegen auch 

mit Gewinnen aus verschiedenen Anlageklassen verrechnet werden. Aktiensparen wird diesbezu glich also benachteiligt. 

Der Bundesfinanzhof ha lt dies fu r verfassungswidrig (Beschluss vom 17. November 2020, Az. VIII R 11/18; anha ngiges 

Verfahren beim Bundesverfassungsgericht, Az. 2 BvL 3/21). Fu r einen langfristigen Vermo gensaufbau ist es sinnvoll, 

Investments durch verschiedene Anlageklassen zu diversifizieren, weswegen die Verlustverrechnungsbeschra nkung 

kontraproduktiv ist. Wa hrend Immobiliengescha fte und außerbo rsliche Unternehmensbeteiligungen hohe 

Eintrittsvoraussetzungen erfordern, wie eine gute Kreditwu rdigkeit und viel Eigenkapital, sind Sparpla ne fu r 

Wertpapiergescha fte einem breiteren Teil der Bevo lkerung zuga nglich. Auch aus diesem Grund sollte die 

Verlustverrechnung von Aktiengewinnen ausgeweitet werden. 

 

6) Absehbar steigende Sozialbeiträge erschweren Vermögensaufbau und bedürfen einer Reform der 

sozialen Umlagesysteme 

 

Deutschland belegte bereits im Jahr 2022 mit 47,8% bei den Steuern und Sozialabgaben fu r Alleinstehende und Kinderlose 

im ÖECD-Vergleich einen traurigen Spitzenplatz, lediglich u bertroffen durch Belgien (vgl. Statista Research Department 

(2024a)). Zu Beginn des Jahres 2025 stiegen die Sozialabgaben nochmals an. Ö konomen des IGES-Instituts gehen in einer 

Studie fu r die DAK davon aus, dass die Belastung durch Sozialabgaben mit einer dramatischen Geschwindigkeit weiter 

steigen wird, bestenfalls auf 45,6% und im schlechtesten Fall auf 53% im Jahr 2035 (vgl. Öchmann et al. (2025), S. 21). 

Damit bleibt den Bu rgern immer weniger von ihrem Bruttolohn und folglich sinkt der Einkommensanteil, der zum Sparen 

zur Verfu gung steht. Neben der Verbesserung der Rahmenbedingungen fu r langfristige Investments am Kapitalmarkt ist es 

daher unerla sslich, die Sozialabgaben auf maximal 40% zu reduzieren und die dafu r notwendigen Reformen in den sozialen 

Umlagesystemen anzuschieben. 
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Finanzausschuss des Schleswig-Holsteinischen Landtags 

zum Antrag "Sichere und stabile Renten24." der Fraktion 

der SPD, Drucksache 20/2899 (neu) 

 

 

Der demografische Wandel setzt die Umlagefinanzierung des gesetzlichen Rentensystems in Deutschland unter 

großen Druck. Die Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft spricht sich daher entschieden gegen die im Antrag der 

SPD geforderte Stabilisierung des Rentenniveaus aus - gleiches gilt für das Ausschließen einer Anhebung der 

Regelaltersgrenze über das 67. Lebensjahr hinaus. Ein sinkendes Rentenniveau und eine Indexierung des 

Renteneintrittsalters sind unerlässliche Maßnahmen, um die Finanzierung der gesetzlichen Rente zu stabilisieren 

und die Kosten des demografischen Wandels nicht einseitig auf nachwachsende Generationen abzuwälzen. Beides 

würde außerdem dabei helfen, die Beitragssätze nicht nur zu stabilisieren – eine weitere Forderung aus dem SPD-

Antrag, die ohne die zuvor ausgeschlossenen Maßnahmen nur durch noch höhere Steuerzuschüsse zu halten wäre 

– sondern die Beiträge auch wieder in Summe zur 40-Prozent-Marke zurückzuführen. Vor diesem Hintergrund 

fordert die Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft weiterhin eine Erhöhung des Nachhaltigkeitsfaktors sowie 

versicherungsmathematisch faire und damit höhere Abschläge für einen vorgezogenen Renteneintritt. Statt einer 

weiteren Überlastung der gesetzlichen Rente muss die ergänzende kapitalgedeckte Altersvorsorge gestärkt 

werden. Vor diesem Hintergrund unterstützt die Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft eine stärkere Förderung 

von Altersvorsorge in der zweiten und dritten Säule, wie sie ebenfalls im Antrag enthalten sind. Eine politische 

Anhebung des gesetzlichen Mindestlohnes auf 15 Euro, auch Teil des Antrags, lehnt die Initiative Neue Soziale 

Marktwirtschaft entschieden ab. Der Vorgang würde einen massiven und nicht begründbaren Eingriff in die 

Tarifautonomie darstellen. Gleiches gilt für eine Einbeziehung aller Erwerbstätigen in die Gesetzliche 

Rentenversicherung, die die demografische Schieflage des aktuellen Systems nicht beheben, sondern verstärken 

würde. 

 

Unsere Position mo chten wir mit folgenden Argumenten begru nden: 

 

1) Ein konstantes Rentenniveau und Renteneintrittsalter wälzen die Kosten des demografischen Wandels 

einseitig auf die junge Generation ab – es besteht dringender Reformbedarf  
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Ein Beibehalten des aktuellen Rentenniveaus von 48% bei zusa tzlich gleichbleibendem Renteneintrittsalter leugnet die 

demografische Struktur der deutschen Bevo lkerung. Noch 1990 betrug der Altenquotient 23% - also das Verha ltnis der 

u ber 65-Ja hrigen im Vergleich zu den 20- bis 64-Ja hrigen. Bereits bis zum Jahr 2035 wird der Quotient auf 50% steigen 

(Holtemo ller et al. (2023), S. 4). Dieser unausgeglichene Altersaufbau manifestiert sich insbesondere nach dem zeitnahen 

Renteneintritt der geburtenstarken Jahrga nge der sogenannten Babyboomer in massiven Belastungen der ju ngeren 

Generationen. Sie werden durch den demografischen Wandel im Vergleich zu den Rentnergenerationen unverha ltnisma ßig 

stark belastet (vgl. Grimm et al. (2023), S. 313f.). Denn diese geburtenstarken Jahrga nge von 1954 bis 1969 za hlten 2022 

rund 19,5 Millionen Personen, von denen bereits 2029 mehr als die Ha lfte das Renteneintrittsalter erreicht haben wird. Bis 

2036 werden diese Jahrga nge vollsta ndig aus dem Erwerbsleben ausscheiden (vgl. Deschermeier et al. (2024), S. 1f.). Der 

Beitragssatz der GRV wu rde bei gleichbleibendem Sicherungsniveau allein bis 2035 von 18,6% auf u ber 21% im 

Basisszenario steigen. (vgl. Grimm et al. (2023), S. 296f.). Der Altersquotient wa chst auch daru ber hinaus weiter an; bis zum 

Jahr 2060 auf 63,1% (vgl. Bundeszentrale (2012), S. 18). Das fu hrt dazu, dass bei gleichbleibendem Sicherungsniveau der 

Beitragssatz in der Gesetzlichen Rentenversicherung im Basisszenario 2060 die 24 Prozentmarke u bersteigt und bis 2080 

auf 26% anwa chst (vgl. Grimm et al. (2023), S. 296f.). Um dem demografischen Wandel und der damit einhergehenden 

Belastung des umlagefinanzierten Rentensystems entgegenzuwirken, ist eine Reform der gesetzlichen Rentenversicherung 

unabdingbar. Eine Senkung des Rentenniveaus oder eine Anhebung des Renteneintrittsalters wu rde dazu fu hren, dass die 

Lasten auf die Generationen verteilt werden und somit weiterhin fu r Generationengerechtigkeit im Rentensystem sorgen.  

 

2) Die Kopplung der Rentenentwicklung an die Inflation statt an die Lohnentwicklung führt zu einer 

Entlastung nachfolgender Generationen 

 

Derzeit orientieren sich Rentensteigerungen an der Lohnentwicklung. Wenn sie sich stattdessen an der 

Verbraucherpreisentwicklung orientieren wu rden, ko nnten die demografischen Herausforderungen des gesetzlichen 

Rentensystems fairer zwischen den Generationen verteilt werden (vgl. Sieberichs (2024), S. 708). Hierfu r ko nnte sich die 

Zugangsrente anhand der Lohnentwicklung berechnen, sowie die Bestandsrenten entlang der Verbraucherpreise 

entwickeln. Dies wu rde in der Folge die Kaufkraft der Rentenbezu ge erhalten (vgl. Grimm et al. (2023), S. 324). Die 

U bervorteilung von Rentenempfa ngern in Bezug auf sinkende Reallo hne ließe sich dadurch abbauen. Bisher profitieren 

Rentenbezieher in Phasen steigender Reallo hne im gleichen Maße wie Beitragszahler. Wa hrend die Reallo hne jedoch fallen, 

mu ssen Rentner nicht mit Rentenku rzungen rechnen, was eine ungleiche Lastenverteilung darstellt. Des Weiteren wu rde 

eine Kopplung der Bestandsrenten an die Verbraucherpreise dazu fu hren, dass die Lohnentwicklung von Beamten und 

anderen Berufsgruppen, die ohnehin nicht in die GRV einzahlen, nicht mehr maßgeblich wa re (vgl. Sieberichs (2024), S. 

705ff.). Subsumierend la sst sich feststellen, dass die Kopplung der Rentenentwicklung an die Inflationsrate einerseits die 

Kaufkraft der Rentner langfristig sichert und andererseits die ungleiche Lastenverteilung des demografischen Wandels 

mindert. 

 

3) Die Kopplung des Renteneintrittsalter an die Entwicklung der Lebenserwartung führt zu einer 

gerechteren Lastenteilung des demografischen Wandels zwischen den Beitragszahlern und Rentnern 

 

Das gesetzliche Renteneintrittsalter steigt schrittweise bis 2031 von 65 auf 67 Jahre an (vgl. Grimm et al. (2023), S. 313). 

Das tatsa chliche Renteneintrittsalter liegt aber nach wie vor unter 65, 2023 bei 64,4 Jahren. Gleichzeitig ist die 

durchschnittliche Rentenbezugsdauer in den letzten Jahren stark gestiegen. Wa hrend sie 1980 noch bei 12,1 Jahren lag, 

erreichte sie 2023 20,2 Jahre (vgl. Deutsche Rentenversicherung (2024), S. 65f.). Steigende Lebenserwartung ist ein 

Ausdruck der guten medizinischen Versorgung sowie des steigenden Wohlstands in unserem Land und damit etwas, worauf 

wir stolz sein ko nnen. Gleichzeitig muss dafu r Sorge getragen werden, dass die erwartbaren Mehrbelastungen der 

arbeitenden Bevo lkerung durch steigende Lebenserwartung (vgl. Radtke (2024)) zwischen Rentenbeziehern und 

Beitragszahlern auch weiterhin fair verteilt werden. Dafu r ist kein pauschales Heraufsetzen auf ein fixes Alter notwendig 

(Rente mit 68, 69 etc.). Stattdessen sollte es u ber eine moderate Kopplung des Renteneintrittsalters an die steigende 

Lebenserwartung erfolgen. Sofern diese weiter steigt, wu rde auch das Renteneintrittsalter weiter steigen und den 

gefundenen Kompromiss zwischen Beitragszahlern und Rentnern fortschreiben. Dies sichert die Finanzierbarkeit der 

Renten und erho ht die Generationengerechtigkeit. 
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4) Eine Erhöhung des Nachhaltigkeitsfaktors entlastet die GRV substanziell 

 

Der in der Rentenanpassungsformel verankerte Nachhaltigkeitsfaktor wirkt bei einer alternden Bevo lkerung automatisch 

anpassend. Bei steigender Zahl der Rentner gegenu ber der arbeitenden Bevo lkerung tragen bisher ein Viertel der 

zusa tzlichen Last die Rentner, wohingegen die Beitragszahler mit drei Vierteln belastet werden. Jedoch genu gt der bisherige 

Faktor nicht, um die Finanzen der GRV auch in der Zukunft zu stabilisieren. Besonders aufgrund des baldigen 

Renteneintritts der Babyboomer ist es deshalb notwendig, den Nachhaltigkeitsfaktor auf 0,5 zu erho hen, um die Belastung 

gleichma ßig auf Beitragszahler und Rentenempfa nger zu verteilen. Seit seiner Einfu hrung 2005 wurde der 

Nachhaltigkeitsfaktor nicht an die Umsta nde des demografischen Wandels angepasst (vgl. Grimm et al. (2023), S. 323f.). 

 

5) Die aktuellen Zu- und Abschläge bei längerem oder kürzerem Arbeiten setzen den Anreiz, früher in 

Rente zu gehen und sollten daher erhöht werden 

 

Sofern ein Beitragszahler vor Erreichen des gesetzlichen Renteneintrittsalters in Rente gehen mo chte, muss er einen 

Abschlag auf seine Rente in Kauf nehmen. Fu r einen spa teren Renteneintritt erho ht sich die Rente analog dazu durch einen 

Zuschlag. Aktuell betra gt der Abschlag 3,6% bei einem ein Jahr fru heren Renteneintritt, ein Jahr la ngeres Arbeiten wird mit 

6% honoriert (vgl. Pimpertz (2022), S. 90f. und Ragnitz et al. (2024), S. 17). Die derzeitigen Rentenabschla ge sind jedoch 

nicht versicherungsmathematisch fair. Sie sind zu niedrig und setzen damit einen Anreiz, fru her in Rente zu gehen (vgl. Feld 

et al. (2025), S. 55) – was das Umlageverfahren der gesetzlichen Rente unno tig belastet. So berechnet beispielsweise 

Pimpertz (2022, S. 90f.), dass bei einem ein Jahr fru heren Renteneintritt der Abschlag fu r Frauen 3,9% und fu r Ma nner 4,6% 

betrage mu sste. Der Unterschied zwischen den Geschlechtern ergibt sich dabei aus der unterschiedlichen Lebenserwartung 

von Ma nnern und Frauen. Analog dazu sollten die Zuschla ge fu r la ngeres Arbeiten ebenfalls angehoben werden, um hierfu r 

gezielt Anreize zu setzen. 

 

6) Eine stärkere Förderung der kapitalgedeckten Vorsorge ist geboten, da der Abdeckungsgrad der zweiten 

und dritten Altersvorsorgesäule nicht ausreichend ist 

 

Nach wie vor spielen die zweite und dritte Sa ule der Altersvorsorge keine tragende Rolle fu r das Einkommen von Rentnern. 

Lediglich 7% der u ber 65-Ja hrigen in Deutschland erhalten Einku nfte aus der betrieblichen und gerade einmal 6% aus der 

privaten Altersvorsorge (vgl. Statista (2025)). Demnach spielen beide Sa ulen nur eine untergeordnete Rolle. Generell erha lt 

nur rund ein Drittel der Ma nner und nur circa jede zehnte Frau ab einem Alter von 65 Jahren mit einer Erwerbsbiographie 

in der Privatwirtschaft eine Zahlung aus der betrieblichen Altersvorsorge (vgl. Heien et al. (2021), S. 31). Bei der dritten 

Sa ule ist der Anteil der u ber 65-Ja hrigen mit 6% bei den Ma nnern und 4% bei den Frauen noch geringer (vgl. Heien et al. 

(2021), S. 37). Die geringen Anteile der zweiten und dritten Sa ule der Altersvorsorge zeigen deutlich, dass die 

Rahmenbedingungen fu r eine kapitalgedeckte Altersvorsorge verbessert werden mu ssen, um die Attraktivita t der 

eigenverantwortlichen Vorsorge zu sta rken. Spezifische Produkte wie die „Riester-Rente“ haben sich dagegen als untauglich 

erwiesen. Mit dieser wurde ein staatlich gefo rdertes Instrument geschaffen, um die private Altersvorsorge der gesetzlich 

Rentenversicherten zu erho hen. Seit 2016 ist die Zahl aller abgeschlossenen Vertra ge beinahe stagnierend, 

beziehungsweise aufgrund der geringen Renditen und hohen Kosten in letzter Zeit sogar ru ckla ufig (vgl. Werding et. al 

(2023), S. 24f). Statt der staatlichen Fo rderung eines Instruments zur Verbesserung der Altersvorsorge sollten die 

Rahmenbedingungen fu r die Bu rger verbessert werden, in der Fla che u ber langfristige Investments vorzusorgen. 

 

 

7) Ein politischer Mindestlohn stellt einen unsachgemäßen Eingriff in die Tarifautonomie dar 

 

Die Mindestlohnkommission wurde mit dem Ziel geschaffen, Arbeitnehmer vor zu niedrigen Lo hnen zu schu tzen (vgl. Lesch 

et al. (2022), S. 2). Hierfu r werden Vertreter der Arbeitgeber- und Arbeitnehmerseite berufen, welche die Ho he des 

Mindestlohns im Zweijahresturnus verhandeln. Die vorangegangenen Entwicklungen der Tariflo hne gelten als Grundlage 

fu r die Entscheidungen der Mindestlohnkommission. Bereits nach der vergangenen Bundestagswahl wurde der 

mailto:alsleben@insm.de


 

Seite 4 Geschäftsführer: Thorsten Alsleben, alsleben@insm.de, T +49 30 27877 - 171 

 

Mindestlohn politisch auf zwo lf Euro erho ht und somit in die Tarifautonomie sowie die Arbeit der Mindestlohnkommission 

unsachgema ß eingegriffen. Ein durch Politiker festgelegter Mindestlohn schwa cht die Mindestlohnkommission als 

Institution und stellt die Kompetenz der verhandelnden Parteien infrage. Der Anpassungsmechanismus der Kommission 

beinhaltet daru ber hinaus bewusst einen diskretiona ren Spielraum, um bei der Ho he des Mindestlohnes die aktuelle 

wirtschaftliche Lage zu beru cksichtigen (vgl. Bach et al. (2021), S. 936f.) – die bei einem politisch festgesetzten Mindestlohn 

folglich außer Acht gelassen wird. Insofern ist die Wiederholung eines solchen Eingriffs durch eine erneute politische 

Festlegung auf 15 Euro abzulehnen. 

 

8) Einbeziehung aller Erwerbstätigen löst die Probleme der Gesetzlichen Rentenversicherung nicht 

 

Eine Integration aller Erwerbsta tigen stellt keine langfristige Reform der Gesetzlichen Rentenversicherung dar und ist 

abzulehnen. Kurzfristig kann eine solche Neuregelung der GRV zwar mehr Liquidita t zufu hren, sodass die Situation 

scheinbar verbessert wird. Bei dieser Betrachtung wird aber außer Acht gelassen, dass die neuen Beitragszahler fu r die 

Zukunft auch Rentenanspru che generieren, die wiederum von nachkommenden Beitragszahlern bedient werden mu ssen. 

Auf lange Sicht wu rde sich die Situation der GRV also sogar verschlechtern. Eine Stabilisierung des Sicherungsniveaus, aber 

auch der Beitragssa tze, la sst sich durch eine Reform dieser Art nicht erzielen (vgl. Grimm et al. (2023), S. 308–313). 
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